
 

  

 

   

 

Stellungnahme zum Aktionsprogramm der Bundesregierung zur 
Umsetzung der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie (NKWS) 

Circular Black Forest gGmbH | Offenburg, 3. Juni 2026 

 

Gutes Programm, zentrale Schwäche: Bei der öffentlichen 
Beschaffung bleibt das Aktionsprogramm NKWS zu unverbindlich 

 
Das Wichtigste in Kürze 
 
− Das Aktionsprogramm NKWS enthält viele richtige Bausteine – Förderung, Digitaler 

Produktpass, CRMA-Umsetzung, Produktverantwortung, Bioökonomie. Wir begrüßen 
das. 

− Bei der öffentlichen Beschaffung – einem der stärksten Nachfragehebel (jährliches 
Volumen im dreistelligen Milliardenbereich) – bleibt das Programm jedoch hinter 
seinen eigenen Entwürfen zurück. 

− Gestrichen wurden die wirksamen Instrumente: eine echte Reform des § 45 
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) mit verbindlicher Bevorzugungspflicht sowie die 
Durchsetzbarkeit für Bieter. Übrig bleiben eine weiche Hinwirkungspflicht, freiwillige 
Steigerungen und eine späte Evaluierung 2028. 

− Das Programm setzt zudem stark auf Recycling. Für Versorgungssicherheit und die 
Entkopplung vom Primärrohstoffverbrauch reicht Recycling allein nicht –  

− nötig sind alle Stufen der Abfallhierarchie, allen voran die Reduktion des Bedarfs sowie 
Langlebigkeit, Reparatur und Wiederverwendung. 

− Unsere Kernforderungen: § 45 KrWG verbindlich reformieren, Durchsetzbarkeit für 
Bieter schaffen, Länder und Kommunen einbinden, verbindliche Zielpfade statt 
bloßem Monitoring (mit dem Digitalen Produktpass als Grundlage) und über das 
Recycling hinaus alle Stufen der Abfallhierarchie honorieren. Die angekündigte KrWG-
Novelle bis Mitte 2027 ist die Gelegenheit dafür. 

 
Mit dem Aktionsprogramm zur Umsetzung der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie 



  
 

   
 

(NKWS), das die Bundesregierung am 3. Juni 2026 beschlossen hat, setzt sie ein wichtiges 
Signal: Kreislaufwirtschaft ist nicht länger Nische, sondern Wirtschafts- und 
Industriepolitik. Bei Circular Black Forest bringen wir im Schwarzwald die richtigen 
Akteure zusammen, damit Circular Economy umgesetzt wird – aus Wirtschaft, 
Wissenschaft, Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft. Aus dieser Perspektive schauen 
wir genau dorthin, wo ein Programm Umsetzung ermöglicht oder ausbremst. Und 
ausgerechnet bei einem der ökonomisch wirksamsten Hebel, der öffentlichen 
Beschaffung, bleibt das Programm deutlich hinter seinen eigenen Entwürfen zurück. Die 
Maßnahmen, die zirkulären Unternehmen verlässliche Märkte verschafft hätten, sind 
gestrichen worden. 

Was wir begrüßen 

Vieles im Aktionsprogramm NKWS weist in die richtige Richtung und schafft 
Anknüpfungspunkte für die Unternehmen, Forschungseinrichtungen und Kommunen, mit 
denen wir im Schwarzwald zusammenarbeiten – von der Investitions- und 
Innovationsförderung über den Digitalen Produktpass und die konsequente CRMA-
Umsetzung bis zur Stärkung der zirkulären Bioökonomie über das FNR-Programm 
„Nachhaltige Erneuerbare Ressourcen". Die Details sind im Programm selbst nachzulesen. 
Entscheidend ist für uns die Frage, ob diese Bausteine in der Praxis Wirkung entfalten und 
hier sehen wir zwei Lücken: bei der Verbindlichkeit auf der Nachfrageseite und bei der 
einseitigen Ausrichtung auf Recycling. 

Schwäche 1: Öffentliche Beschaffung ohne ausreichende Verbindlichkeit 

Die öffentliche Hand beschafft in Deutschland jährlich Waren und Leistungen im 
dreistelligen Milliardenbereich – das Programm benennt diese Größenordnung selbst. 
Damit ist Beschaffung der stärkste Nachfragehebel, um sekundäre Rohstoffe, Rezyklate 
und langlebige, reparierbare Produkte aus der Nische in den Markt zu ziehen. 

Was im Programm steht, bleibt jedoch weich: 

− Es stützt sich im Kern auf die Hinwirkungspflicht nach § 45 Abs. 3 KrWG und damit 
nur auf Unternehmen mit mehrheitlicher Bundesbeteiligung. 

− Das Auftragsvolumen für zirkuläre Produkte soll „kontinuierlich gesteigert“ werden, 
ohne verbindliche Zielmarke. 

− Gemonitort wird über die Nachhaltigkeitsberichterstattung (PCGK, DNK, CSRD); eine 
Evaluierung erfolgt erst im Sommer 2028 mit der Frage, ob der Recyclinganteil 
„ausreichend“ gestiegen sei. 

Was gegenüber den früheren Entwürfen fehlt, sind genau die Instrumente, die der 
Beschaffung Verbindlichkeit gegeben hätten: 

− eine Reform des § 45 KrWG, die aus der heutigen, stark eingeschränkten Soll-
Regelung eine echte, nachvollziehbare Bevorzugungspflicht für zirkuläre Produkte 
und Sekundärrohstoffe macht; 

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/kreislaufwirtschaft/kreislaufwirtschaftsstrategie


  
 

   
 

− der Drittschutz: Heute gibt § 45 Abs. 2 KrWG den Erzeugnissen aus 
Wiederverwendung, Recycling und nachwachsenden Rohstoffen zwar ausdrücklich 
„den Vorzug" – aber „ohne damit Rechtsansprüche Dritter zu begründen". Die 
Vorschrift begründet damit keine subjektiven Rechte Dritter: Bieter, die zirkuläre 
Lösungen anbieten, können sich nicht auf die Bevorzugung berufen, und ihre 
Einhaltung lässt sich praktisch kaum durchsetzen. Damit bleibt die Bevorzugung 
weitgehend ein Programmsatz ohne Steuerungswirkung. 

 

Dass diese Abschwächung erst im Laufe der Ressortabstimmung erfolgte, bestätigen 
auch andere Stimmen: Der TÜV-Verband stellt fest, dass die Bevorzugung von 
Sekundärrohstoffen in der öffentlichen Beschaffung zuvor einklagbar war und es nun 
nicht mehr ist. 

Warum das zu kurz greift: Die ökonomische Logik ist einfach – verbindliche Nachfrage 
schafft einen Markt, ein verlässlicher Markt schafft Investitionen. Freiwilligkeit, bloßes 
Monitoring und eine einmalige, späte Evaluierung leisten das nicht, obwohl das Programm 
Planungssicherheit für Investitionen an mehreren Stellen selbst als Ziel ausgibt. Ohne 
verbindliche Nachfrage fehlt dem Markt für Sekundärrohstoffe und Rezyklate der 
entscheidende Sog; Investitionen in Recycling-, Aufbereitungs- und Reparaturkapazitäten 
verzögern sich oder unterbleiben. Damit untergräbt das Programm seine eigenen 
Ambitionen: das CRMA-Ziel, bis 2030 mindestens 25 Prozent des jährlichen Verbrauchs 
kritischer Rohstoffe durch Recycling zu decken, den angestrebten Binnenmarkt für 
sekundäre Rohstoffe und die Reduzierung der Abhängigkeit von Primärrohstoffimporten. 
Gerade für den Mittelstand und für Kommunen entscheidet diese Verlässlichkeit darüber, 
ob aus Pilotprojekten dauerhaft tragfähige Geschäftsmodelle werden. 

 
Schwäche 2: Zu einseitige Ausrichtung auf Recycling 

 
Was im Programm steht: Der Schwerpunkt liegt stark auf Recycling – sichtbar etwa 
daran, dass die Beschaffung am Ende über den „Recyclinganteil" evaluiert werden soll. 
 
Warum das zu kurz greift: Recycling ist wichtig, aber als alleinige Leitgröße zu eng 
gedacht. Wer Versorgungssicherheit und die Entkopplung vom Primärrohstoffverbrauch 
ernst nimmt, muss früher ansetzen: bei der Reduktion des Bedarfs, bei Materialeffizienz, 
Langlebigkeit, Reparatur und Wiederverwendung. Diese Reihenfolge entspricht auch der 
Abfallhierarchie, die das Programm selbst zugrunde legt. Aktuelle Analysen bestätigen 
das mit Blick auf die Rohstoffsicherheit: Eine Untersuchung des KONTEXT Instituts 
gemeinsam mit dem Supply Chain Intelligence Institute Austria (ASCII) vom Mai 2026 
kommt zu dem Ergebnis, dass die Versorgung bei zwölf von 17 strategischen Rohstoffen 
gefährdet bis stark gefährdet ist und dass Recycling diese Abhängigkeit nur begrenzt 
auflösen kann – schon weil neun der 17 strategischen Rohstoffe bisher kaum recycelt 
werden und Verarbeitungskapazitäten fehlen. Die Studie benennt fünf Hebel und stellt 
die Reduktion des Rohstoffbedarfs durch Entkopplung an die erste Stelle, gefolgt von 
Materialeffizienz, Langlebigkeit, Wiederverwendung – und erst dann Recycling. Genau 
diese vorgelagerten Hebel kann die öffentliche Beschaffung mitsteuern: Sie kann 



  
 

   
 

langlebige, reparierbare und wiederverwendete Produkte ebenso bevorzugen wie 
rezyklathaltige. Ein Programm, das auf der Nachfrageseite primär den Recyclinganteil 
misst, greift deshalb zu kurz. 
 
Unsere Forderungen 

1. § 45 KrWG verbindlich reformieren. Aus der vorbehaltsbeladenen Soll-Regelung 
muss eine klare, nachvollziehbare Pflicht werden, zirkuläre Produkte, 
Sekundärrohstoffe und Rezyklate zu bevorzugen. 

2. Subjektive Rechte und Durchsetzbarkeit schaffen. Die Klausel, die Rechtsansprüche 
Dritter ausschließt, gehört gestrichen, damit sich Bieter auf die Bevorzugung berufen 
können, flankiert von wirksamen Kontroll- und Durchsetzungsmechanismen. 

3. Über bundeseigene Unternehmen hinausdenken. Länder und Kommunen früh 
einbinden und mit praxistauglichen Vorgaben, Musterausschreibungen und 
verlässlicher Beratung unterstützen. 

4. Verbindliche Zielpfade statt bloßem Monitoring – und vorhandene Infrastruktur 
nutzen. Statt einer einmaligen Evaluierung erst 2028 braucht es konkrete 
Mindesteinsatz- bzw. Rezyklatquoten und überprüfbare Zwischenziele. Das 
Programm baut mit dem Digitalen Produktpass und dem CEIS bereits die passende 
Dateninfrastruktur auf: Sie sollte als verbindliche Monitoringgrundlage dienen und die 
öffentliche Beschaffung als gestaffelter Zielpfad ausgestaltet werden. Das ist kein 
zusätzlicher Bürokratieaufwand, sondern die konsequente Nutzung der Infrastruktur, 
die das Programm selbst schafft. 

5. Über Recycling hinausdenken. Beschaffung und Monitoring sollten alle Stufen der 
Abfallhierarchie honorieren – Bedarfsreduktion, Langlebigkeit, Reparierbarkeit und 
Wiederverwendung ebenso wie Rezyklateinsatz – statt allein den Recyclinganteil zu 
messen. 

6. Die passende Gelegenheit nutzen. Die im Programm angekündigte Novelle des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes bis Mitte 2027 ist das richtige Vehikel, um die 
gestrichenen Beschaffungsmaßnahmen wieder aufzunehmen. 

 
 

Das Aktionsprogramm legt eine tragfähige Grundlage. Ihr volles Potenzial entfaltet sie, 
wenn der Beschaffungsteil verbindlich wird und die Kreislaufwirtschaft konsequent über 
das Recycling hinaus gedacht wird. Die angekündigte KrWG-Novelle bis Mitte 2027 ist die 
Gelegenheit, hier nachzuschärfen. 
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